Antrag zur Stärkung des Vergnügungssteueraufkommens
Es möge der Parteitag des SPD Stadtverbandes Hannover folgenden Beschluss fassen und diesen an die SPD-Ratsfraktion weiterleiten: 

„Die SPD setzt sich dafür ein, dass der in § 7 Abs. 5 der Vergnügungssteuersatzung der Landeshauptstadt Hannover bisher vorgesehene Steuersatz der Spielgerätesteuer von monatlich 20 % des Einspielergebnisses von Geldspielgeräten auf 40 % angehoben wird, zumindest jedoch auf das höchst zulässige Maß. 
Die Landeshauptstadt Hannover soll die Stellen für die Kontrolle der Spielhallen auf zumindest 5 erhöhen.“

Begründung:

Die Spielhallenindustrie verursacht in Deutschland für Millionen von Menschen Durch die Förderung der Spielsucht ein unermessliches Maßan Leid, zerstört Familien, vernichtet zahlreiche wirtschaftliche Existenzen und führt in einigen Fällen zu einem hohen Maß an Beschaffungskriminalität.
Wie bei Anhörungen der Landeshauptstadt bekannt wurde, sind auch in Hannover Tausende von Menschen von der Spielsucht betroffen und erfordern ein immenses Maß an sozialer Betreuung mit hohen Folgekosten. 

Unter Berücksichtigung der millionenschweren sozialen Folgekosten der Spielsucht, der Überschuldung ganzer Familien, der Insolvenz zahlreicher Betroffener alleine in der Stadt Hannover soll die Vergnügungssteuer für Geldspielgeräte deutlich erhöht werden auf 40 %. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ist eine rechtswidrige Erdrosselungswirkung der Steuer bei wachsenden Märkten und Gewinnen von vornherein nicht anzunehmen. 

Die Kontrolle der Spielhallen in Hannover wurde bislang von einer personell völlig unterbesetzten Stelle wahrgenommen, der Nachholbedarf muss durch eine entsprechende Stellenanhebung ausgeglichen werden.
